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Jnuhalt. | 8 7. 
8 Werden die Fiſchereien mehrerer Berechtigten durch eine geſetzliche 
De eetentwurf estreffend den Schuß und die Ausübung der Beſtimmung zum Zwecke gemeinſchaftlicher Bewirthſchaftung und Nutzung 
Fiſcherei. (Fortſetzung.) 
e ee Ergris: vereinigt, jo muß das Geſetz auch den Maßſtab feſtſtellen, nach welchem 
9 1 8 in Ermanglung einer Vereinbarung Nutzungen und Koſten und das 


Zur Frage über das Verfahren bei Privilegiums⸗Eingriffen. N 
Die Eintragung des Geburtsactes von Kindern katholiſcher Eltern in die ala hieraus ſich ergebende Reinerträgniß unter die einzelnen Berechtigten 


amtliche Geburtsmatrikel ift von der Taufe abhängig. getheilt werden ſollen. Der richtige Maßſtab wäre der Werth der 
Perſonalien. Fiſche, welche in den einzelnen Antheilen bei getrennter Bewirthſchaftung 
Erledigungen. gefangen werden können. Da ſich aber dieſer Werth nicht ermitteln 


läßt, hat das Geſetz einen anderen möglichſt annähernden Maßſtab 
aufzuſtellen. Als ſolchen nehmen die Fiſchereigeſetze in der Regel bei 


2 


= 8 ; 2 je fließenden Gewäſſern die Uferlänge, bei anderen, z. B. Seen, die Waſſer⸗ 
» er Ge ſetzentwurf betreffend den Schutz und die fläche der einzeluen Antheile. $ 7 des Entwurfes cumulirt die ver⸗ 


Ausübung der Fiſcherei. ſchiedenen Maßſtäbe zur beliebigen Auswahl und verfehlt dadurch den 
Gortſetzung.) Zweck: durch Aufſtellung eines beſtimmten Maßſtabes den Streit zu 
: beſeitigen. Der Ausſchußantrag hat vollends das Kind mit dem Bade 
8 4. verſchüttet, indem er gerade die entſcheidenden Worte, wegen welcher 
Die Beſtimmung des § 4, wornach ſämmtliche in derſelben Orts⸗ eben die Beſtimmung gegeben iſt, nämlich: „nach der Uferlänge“ — 
gemeinde befindlichen Fiſchereien des $ 3 in zuſammenhängenden „nach der Waſſerfläche“ ganz geſtrichen hat. 
Fiſchwaſſern ein einziges Fiſchereigebiet zu bilden haben, wird zu manchen 3 i a 
Ungehörigkeiten führen. Selbſt bei der Jagd, wo eine ſtärkere Einfluß⸗ chonreviere. 
nahme der Behörde naturgemäß iſt, hat man die zwangsweiſe Ver⸗ 88 8 und 9. i 
ſchmelzung der Jagden verſchiedener zu einer Ortsgemeinde verbundener Die §8 8 und 9 handeln von Schonrevieren — im Ent⸗ 
Cataſtralgemeinden wieder aufgeben und die Verpachtung nach Cataſtral⸗ wurfe Schonſtätten oder Kammern genannt. Der in den deutſchen 
gemeinden zulaſſen müſſen. Dazu kommt noch, daß die Gebiete der Geſetzen und in beſſeren Schriften gebrauchte Ausdruck „Schonreviere“ 
Ortsgemeinden durch Zuſammenlegung und Trennung ſehr oft ſich würde deu Gegenſtand richtiger bezeichnen. 
ändern. Da die Fiſcherei auch auf kleineren Strecken oft recht zweckmäßig Die Motive zum $ 9 fprechen von Schonſtätten, „die lediglich 
geübt werden kann, zu größeren Vereinigungen ohnehin die Genoſſen⸗ aus ſreiem Antriebe und Ermeſſen des betreffenden Fiſchereiberechtigten 
ſchaftsbildung Gelegenheit bietet, fo iſt kein Grund vorhanden, den Dorf- angelegt werden“. Hierin liegt aber nicht das Weſen und die Bedeutung 
ſchaften und kleineren Gemeinden die Verwaltung ihrer Fiſchereien abzu⸗ der Maßregel. Daß ein Fiſchereiberechtigter in ſeinem Fiſchwaſſer 
nehmen und Ortsgemeinde-Fiſchereien zu erzwingen. Das Geſetz gewiſſe Plätze vom Fiſchſauge ausnimmt um ſeine Fiſche im Laichen 
und die oft fo wünſchenswerthe Zuſammenlegung verſchiedener Steuerge- nicht zu ſtören, iſt eine ſelbſtverſtändliche Sache. Solche Plätze find 
meinden in größere Ortsgemeinden zu ſonſtigen wichtigeren Verwaltungs⸗ aber nicht Schonſtätten im Sinne der Geſetzgebung. 
zwecken würden allzu leicht mißliebig werden, wenn jede Vereinigung zur Auch die Beſtimmungen des Entwurfes ſelbſt laſſen das Weſen 
Ortsgemeinde auch die zwangsweiſe Vereinigung wirthſchaftlicher Objecte, der Maßregel nicht erkennen. Nach denſelben ii fen in allen 
wie der Fiſchereien, zur Folge haben ſoll. Auch dort wird ein ſolcher zuſammenhängenden Fiſchwaſſern von den Berechtigten und wenn 
Zwang ſehr läſtig fallen, wo unzuſammenhängende oder ganz heterogene dieſe es unterlaſſen, von der Verwaltungsbehörde Schonplätze be⸗ 
Berechtigungen, z. B. Gemeindefiſchereien und Wechſelfiſchereien oder ſtimmt werden, in welchen der Fiſchfang und während der Laichzeit 
andere Gemeinſchaſtsfiſchereien zuſammengeworfen werden müſſen. Dieſe auch ſonſtige das Laichgeſchäft ſtörende Handlungen den Fiſ chere i⸗ 
Beſtimmung hätte daher zu entfallen. berechtigten, nicht aber auch anderen Berechtigten unterſagt 
§ 4 bezeichnet als zuſammenhängende Gewäſſer alle jene, ſind. Im Sinne der deutſchen Fiſchereigeſetze werden zu dem gedachten 
welche in einer zum Wechſel der Fiſche geeigneten Verbindung ſtehen. Zwecke nicht einzelne Plätze, ſondern größere Strecken der Fiſchwaſſer, 
Den Gegenſatz bilden die geſchloſſenen Gewäſſer, zu deren welche nach ſachverſtändigem Ermeſſen den Fiſchen geeignete Plätze zum 
Gunſten im Geſetze verſchiedene Ausnahmsbeſtimmungen getroffen werden Laichen und Zur Entwicklung der jungen Brut bieten, als Schonreviere 
müſſen, daher eine geſetzliche Definition nothwendig iſt. Der Definition | beſtimmmt. In den Schonrevieren ruhen alle Fiſchereiberechtigungen. 
des Entwurfes fehlt das Merkmal der Beſchränkung des Fiſchfanges Die Art der Benützung der Schonreviere in Bezug auf Räumung, 
auf einen einzigen Berechtigten; die Ausnahmen ſollen keine Anwen⸗ Mähen von Schilf und Gras, Ausfuhr von Sand, Steinen, Schlamm 
dung finden auf geſchloſſene Seen, ſobald in denſelben das Fiſcherei⸗ u. dgl., ſowie die Beauſſichtigung und den Schutz regelt nach Erforder⸗ 
recht mehreren Berechtigten zuſteht. niß ein beſonderes von der Bezirksregierung zu erlaſſendes Normativ, 
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welches nicht bloß gegen die Fiſchereiberechtigten, ſondern auch gegen dritte Per- anderen Ufer erlaubt find, oder daß fie wohl gar von ihnen poſitive 
ſonen vorbehaltlich der Entſchädigung für entzogene Nutzungen wirkſam iſt. Leiſtungen, z. B. Anlegung von Schonplätzen u. dgl. ausſchließlich zum 


Die Anlegung der Schonreviere in dieſem Sinne iſt eine 
der wichtigſten Maßregeln zum Schntze und zur Erhaltung des Fiſch⸗ 
ſtandes. Ihr Nutzen erſtreckt ſich, zumal bei Wanderfiſchen auf ganze 
Fußgebiete. Aus dieſer Urſache erfolgt nach dem preußiſchen Fiſcherei⸗ 
geſetz die Feſtftellung der Schonreviere nach Anhörung der Fiſcherei— 
berechtigten oder Genoſſenſchaftsvorſtände durch Verfügung des 
Miniſters für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten 
und muß, falls nicht etwa dem Staate gehörige oder den Gemeinden 
durch das Geſetz neu zugewieſene (ſreie oder gemeine) Fiſchwaſſer 
hiezu beſtimmt werden, den Berechtigten, deren Gewäſſer in die Schon— 
reviere einbezogen werden, für die eutzogene Nutzung volle Entſchädi— 
gung aus Staatsmitteln gewährt werden. 

Der öſterreichiſche Entwurf gewährt den Fiſchereiberechtigten, welche 
durch die Anlegung der Schonplätze in der Ausübung ihrer Fiſcherei 
unverhältnißmäßig (2) beeinträchtigt wurden, auf Verlangen Entſchädi⸗ 
gung durch die übrigen Fiſchereiberechtigten. Die Verpflichtung 
der Fiſchereiberechtigten zur Zahlung der Entſchädigung macht die Bil⸗ 
dung von Concurrenzbezirken nothwendig und ſchon daran allein ſchei⸗ 
tert die Maßregel. Schonreviere zum Schutze der Lachszucht im Quellen⸗ 
gebiete der Moldau im ſüdlichen Böhmen werden den Fiſchereiberechtig⸗ 
ten im ganzen Laufe der Moldau und Elbe ſelbſt über die Landesgren⸗ 
zen hinaus Nutzen bringen. Wie aber ſoll man da die Koſten vertheilen? 

Eine Vergleichung der öſterreichiſchen und preußiſchen Beſtimmun⸗ 
gen über die Schonreviere zeigt, daß im öſterrreichiſchen Entwurfe die 
Bedeutung dieſer Einrichtung nicht richtig aufgefaßt iſt; ſeine Beſtim⸗ 
mungen ſind wohl geeignet einzelne Scheinmaßregeln, Plackereien der 
Fiſchereiberechtigten und verſchiedene Amtshandlungen der Verwaltungs⸗ 
behörden hervorzurufen; eine Bedeutung für die Fiſcherei werden die 
Schonplätze nach dieſen Beſtimmungen wohl nie gewinnen. 

Die ſehr zweckmäßige und für die Fiſchzucht äußerſt belaugreiche 
Beſtimmung, auf welche auch die praktiſch bewährte franzöſiſche Ge⸗ 
ſetzgebung großen Werth gelegt hat, wegen Berückſichtigung und 
Herſtellung von Schonplätzen bei Waſſerbauten, wenn durch dieſelben die 
früheren Laichſtellen gänzlich zerſtört werden, hat der Entwurf leider 
nicht aufgenommen. Endlich fehlt eine Beſtimmung über die Auflaſſung 
der Schoureviere und die rechtlichen Folgen, wenn das Fiſchereirecht ent⸗ 
geltlich abgelöst war und unn wieder auflebt. 

Freilaſſuug der Gewäſſer für die Wauderung der Fiſche. 
§ 10. 

Das ſchon im allgemeinen Theile erwähnte, für den Beſtand der 
Wanderfiſche hochwichtige Verbot, die Breite der Gewäſſer durch ſtändige 
Fiſchereivorrichtungen nicht auf mehr als die Hälſte der Waſſerfläche 
für den Wechſel (die Wanderung) der Fiſche zu verſperren, findet ſich 
in allen neueren Fiſchereigeſetzen und den internationalen Uebereinkünften, 
durch welche angrenzende Staaten in den zuſammenhäugenden Ge⸗ 
wäſſern ſich gegenſeitig gleichartig dieſe Verpflichtung auflegen. Daß 
die Beſtimmungen hierüber nicht, wie der Ausſchußantrag vorſchlägt, 
der Landesgeſetzgebung zu überlaſſen ſeien, wurde ſchon früher erwähnt. 
Die im Ausſchußantrage vorkommende Berufung auf die Beſtimmungen 
des Waſſerrechtsgeſetzes iſt nicht zutreffend, da es ſich hiebei, wie ſchon 
erwähnt, nicht um die Art der Anbringung ſtändiger Vorrichtungen, um 
die dabei zu beachtenden Rückſichten auf andere Waſſerbenützungsrechte 
nach dem Waſſerrechtsgeſetze, ſondern um eine den einzelnen Fiſcherei⸗ 
berechtigten im Jutereſſe der geſammten Fiſcherei im betreffenden Strom 
gebiete aufzulegende Beſchränkung handelt. 

Im S 10 ſowie überhaupt im Entwurfe fehlt eine Beſtimmung über 
die Anwendung des Geſetzes betreffend die Fiſcherei in Grenzgewäſſern. 
Allgemeine Annahme iſt es, daß ein Staat ſeine eigenen Unterthanen 
bei der Fiſcherei in ſolchen Gewäſſern nur ſoweit beſchränken ſoll, als 
im Nachbarlande ein gleiches Vorgehen beobachtet wird. Dagegen be⸗ 
merken die Motive zum § 10, „daß die Ausführung einer für die 
Fiſchzucht allgemein als nothwendig und förderlich erkannten Beſtimmung 
in der Regel auch dann nicht unterbleiben ſoll, wenn etwa ein zeit⸗ 
weiliges Zurückbleiben des Nachbarlandes in der Bethätigung des glei⸗ 
chen Standpunktes ihre Erfolge beeinträchtigen ſollte“. Werden da nicht 
die öſterreichiſchen Fiſcher in den Grenzgewäſſern die Regierung be⸗ 
ſchuldigen, daß ſie ihre Intereſſen dem Auslande preisgegeben habe, 
indem fie ihnen jene Fangarten und Fangmittel verbietet, welche am 


Nutzen der ausländiſchen Nachbarn und ohne deren Beitrag verlangt? 

Die im preußiſchen Geſetze vorkommende Beſtimmung, daß die oben er⸗ 
wähnten Vorſchriften in Grenzgewäſſern nur ſoweit Anwendung finden, 
als in dem Nachbarlande ein gleiches Vorgehen beobachtet wird, iſt 
wörtlich dem älteren öſterreichiſchen Eutwurfe entnommen und hätte auch 
im neuen Entwurfe beibehalten werden ſollen. 

Der § 10 der Regierungsvorlage hat ferner von der Ausnahme, 
welche das preußiſche Fiſchereigeſetz (S 20) zu Gunſten beſtehender 
auf dieſes beſondere Fangmittel lautenden Fiſchereiberechtigungen macht, 
Umgang genommen. Die Motive ſuchen dieſes ausführlich zu rechtfertigen 
und zwar mit Berufung anf den erſten Entwurf des preußiſchen 
Fiſchereigeſetzes und auf das ſächſiſche und badiſche Geſetz, welche eine 
ſolche Ausnahme nicht enthalten. Jene Ausnahme und alſo die Ab⸗ 
weichung vom erſten Entwurfe hat die preußiſche Geſetzgebung gemacht, 
nachdem eine ſorgfältigere Erforſchung und Erwägung der Verhältniſſe 
dargethan hat, daß der erſte Entwurf und die älteren fremden Geſetze 
im geſetzgeberiſchen Eifer vorſchnell ſich über beſtehende Privatrechte 
hinausgeſetzt haben, deren Schonung im Geſetze möglich und daher auch 
wohl zu beachten iſt. — Die Berufung der Motive auf § 38 des 
preußiſchen Fiſchereigeſetzes, wo angeblich bezüglich der Fiſchſtege jener 
Grundſatz wieder verlaſſen ſein ſoll, iſt hier ganz unzuläſſig. In Fiſch⸗ 
ſtegen gibt es keine beſtehende Fiſchereiberechtigung im Sinne des § 20 
des preußiſchen Geſetzes. Die Gerechtigkeit und die Billigkeit erheiſchen 
es, daß das Geſetz ($ 10) derlei beſondere Berechtigungen nicht aus⸗ 
ſchließlich auf Koſten der Berechtigten beſeitigen, ſondern wie ſchon zum 
§ 3 f. erwähnt wurde, eine Ablöſung ſtatuiren ſoll. 

Es fehlt ferner im § 10 eine Beſtimmung, wann bereits be⸗ 
ſtehende Vorrichtungen dieſer Art zu beſeitigen ſind, da dies ſelbſtver⸗ 
ſtändlich nicht ſofort geſchehen kann. Die preußiſche Regierungsvorlage 


beſtimmte 1 Jahr — der Commiſſionsentwurf erweiterte die Friſt auf 
2 Jahre, um Härten des Geſetzes in der Uebergangszeit zu mildern. 
§ 11. 


Das im § 11 aufgenommene Verbot des Fiſchfanges in den 
Fiſchſtegen hätte beſſer den übrigen Beſtimmungen über die Fiſch⸗ 
ſtege (S8 23, 24) angereiht werden ſollen. Es iſt übrigens nicht 
bloß der Fiſchfaung, ſondern auch ſchon das Einhängen oder Ein⸗ 
ſetzen von Fiſchkörben, Netzen, Reuſen und anderer Fangvorrichtungen 
in die Fiſchſtege zu verbieten. Das preußiſche Geſetz enthält noch 


den weiteren wohl motivirten Beiſatz: „Oberhalb und unterhalb 
des Fiſchpaſſes muß in einer nach den örtlichen Verhältniſſen 


von der Regierung zu beſtimmenden angemeſſenen Ausdehnung für die 
Zeit, während welcher der Fiſchpaß geöffnet iſt, jede Art des Fiſch⸗ 
fanges verboten werden. Werden durch dieſes Verbot Rechte des Fiſchereibe⸗ 
rechtigten beeinträchtigt, ſo muß dafür volle Entſchädigung geleiſtet werden“. 

Dieſe Beſtimmung iſt beſſer als die vage Norm des Entwurfes 
„an den Fiſchſtegen“. ; 

Fiſchereige noſſenſchaften. 
ss 13 bis 20. 


Die Beſtimmungen der $$ 13 bis 20 über Fiſchereigenoſſenſchaften 
ſollen ſich an jene über die Gemeinſchaftsfiſchereien anſchließen, daher 
au dieſe angereiht werden. Der Entwurf läßt aber auf die Gemein⸗ 
ſchaftsfiſchereien zuerſt drei Verbote über das Fiſchen an Schonplätzen, 
Verſtellung der ganzen Breite und Fiſchen in den Fiſchſtegen folgen, 
ſchiebt dann die Genoſſenſchaften ein und fährt hernach wieder fort 
mit den Verboten über Einleitung ſchädlicher Stoffe u. ſ. w. Dieſe 
Eintheilung iſt unpaſſend. 
| Solange die Bildung der Fiſchereigenoſſenſchaften in den engen 
Schranken ſich bewegt, welche ihr der Gefetzentwurf geſteckt hat, darf 

die Fiſcherei von dieſem Mittel keine befondere Förderung erwarten. 
Aus dieſem Grunde und um überhaupt das Ebenmaß in dem Geſetze 
bezüglich der einzelnen Förderungsmittel herzuhalten, wäre es vielleicht 
zweckmäßig, einen Theil der Beſtimmungen dem Verordnuugswege zu 
überlaſſen — etwa nach dem Vorgange der badiſchen Geſetzgebung — 
oder ſoweit es thunlich iſt, mit einer Beziehung auf die analogen Be⸗ 
ſtimmungen der Waſſerrechtsgeſetzgebung ſich zu begnügen, keinenfalls 
aber erſcheint es gerechtfertigt, die Hälfte der Beſtimmungen über die 
Fiſchereigenoſſenſchaften der Reichs-, die andere Hälfte der Landesgeſetz⸗ 
gebung zu überweiſen. 
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Um das Inſtitut der Fiſchereigenoſſenſchaften zu einem weſentli⸗ 
chen Hebel für Förderung der Fiſcherei zu machen, gibt es zwei Mittel, 
von denen jedoch der Entwurf leider keinen Gebrauch gemacht hat. 

Das erſte Mittel iſt die ſchon oben beſprochene Einbeziehung der an 
den Uferbeſitz geknüpften Fiſchereien in Genoſſeuſchaften auch ohne Zu⸗ 
ſtimmung der Betheiligten oder ohne Mehrheitsbeſchluß jedoch mit 
eigenthümlichen dieſem Verhältniſſe augepaßten beſonderen Beſtimmungen. 

Das zweite Mittel iſt die Bildung von Fiſchereigenoſſenſchaften 
für beſtimmte hiezu beſonders ſich eignende Fiſchwaſſer und Fiſcherei⸗ 
berechtigungen durch beſondere Landesgeſetze, welche ohne Rückſicht 
auf die mangelnde Zuſtimmung der Betheiligten innerhalb der allge— 
meinen Beſtimmungen des Reichsgeſetzes in ähnlicher Weiſe erlaſſen 
werden ſollen, wie nach dem Waſſerrechte für beſtimmte Gewäſſer und 
in beſtimmten Fällen durch beſondere Landesgeſetze Waſſergenoſſenſchaften 
ohne Mehrheitsbeſchluß mit beſtem Erfolge gebildet werden. Eine ſolche Be⸗ 
ſtimmung im Reichsgeſetze würde es der Landesgeſetzgebung möglich machen, 
für wichtigere Fiſchereigebiete im Wege beſonderer Genoſſenſchaftsſtatute 
zweckmäßige Fiſchereiordnungen innerhalb des Rahmens des allgemei⸗ 
nen Fiſchereigeſetzes aufzustellen. Ein ſolcher Vorgang würde in den Land⸗ 
tagen weit mehr Anklang finden als die Zuweiſung einzelner Detail⸗ 
beſtimmungen zur Ergänzung des Reichsgeſetzes. Durch dieſe beiden 
Mittel würde dasjenige erreicht, was die badische und preußiſche Geſetz⸗ 
gebung durch das Juſtitut der Fiſchereigenoſſeuſchaft anſtreben, während 
der öſterreichiſche Entwurf Fiſchereigenoſſenſchaften in ausgedehnterer Be⸗ 
deutung wohl ſchwerlich ins Leben rufen wird. 

Die Beſorgniß der Motive, daß Geunoſſenſchaften, welche im 
Sinne der preußiſchen und badiſchen Geſetzgebung ohne Mehrheits⸗ 
beſchluß zu Stande kommen, nicht den Willen und die Kraft in ſich 
tragen würden, dem genoſſenſchaftlichen Zwecke thatſächlich gerecht zu 
werden, iſt unbegründet, weil es ſich hier iu der Regel nur um eine 
einfache Verpachtung der genoſſenſchaftlichen Fiſchwaſſer handelt, in ähn⸗ 
licher Weiſe wie bei der Jagd, welche ja auch ohne Rückſicht auf die 
Zuſtimmung der jagdberechtigten Grundeigeuthümer gemeinde- oder 
genoſſenſchaftsweiſe verpachtet werden muß. Es iſt eine eigenthümliche 
Erſcheinung, daß der Entwurf, welcher ſonſt jo gerne die Beſtimmungen 
der Waſſerrechtsgeſetzgebung und jene der Jagdgeſetzgebung für die Fiſcherei⸗ 
geſetzgebung verwerthet, gerade in den wichtigen Beſtimmungen der Ufer⸗ 
beſitz⸗Fiſchereien und der Zwangsgenoſſenſchaſt im Wege beſonderer Landes⸗ 
geſetze von jenen hier ganz paſſenden Vorbildern keinen Gebrauch macht. 
N Das im Reichsgeſetze aufgeſtellte unbedingte Erforderniß des 
Mehrheitsbeſchluſſes macht es auch der Landesgefetzgebung unmöglich, 
die Bildung von Fiſchereigenoſſenſchaften ohne Mehrheitsbeſchluß für 
beſtimmte Gewäſſer und unter beſtimmten Verhältniſſen ins Leben 
zu rufen. 

(Fortſetzung folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Frage über das Verfahren bei Privilegiums⸗Eingriffen. 


Dem Rittergutsbeſitzer Heinrich H. in W., preuß. Schleſien, wurde 
vom k. k. Handelsminiſterium unterm 15. März 1874, Z. 35.846 
ex 1873 ein Privilegium auf die Erfindung eines Verfahrens und 
Apparates zum Dämpſen, Zerkleinern und Aufſchließen von Kartoffeln, 
Getreide und anderen ſtärkehältigen Subſtanzen für Brennereien und 
andere ähuliche Zwecke ertheilt. Die Beſchreibung dieſes Privilegiums 
iſt geheim gehalten worden; erft mit Decret des k. k. Handelsminiſteriums 
vom 20. Auguſt 1875, Z. 26.383 wurde über Anſuchen des Heinrich 
H. die Eintragung der Beſchreibung in die offen ſtehenden Regiſter be⸗ 
ziehungsweiſe die Verlautbarung der Offenhaltung der Beſchreibung verfügt. 

Am 5. September 1875 laugte, bei der Bezirkshauptmannſchaft 
in T. eine Beſchwerde des Heinrich H. gegen den Gutspächter Joſef 
G. in H. wegen ſtrafbaren Eingriffes in ſein Privilegium mit der 
Anzeige ein, daß Joſef G. in ſeiner Branntweinbrennerei mit einem 
Apparate arbeite, welcher nach dem privilegirten Apparate conſtruirt 
iſt, und daß der Geklagte das privilegirte Verfahren anwendet. Der 
Kläger ſtellte bei dem Umſtande, als in kurzer Zeit die Brennereicam⸗ 
pagne beginnen und Joſeſ G. nicht anſtehen dürfte, den nachgeahmten 
Apparat und das nachgeahmte Verfahren zu benützen, das Anſuchen, 
um Einleitung des ſtrafbehördlichen Verfahrens gegen Joſef G. und 
um ſofortige Vornahme des Augenſcheines und Kunſtbefundes. (8 44 
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des Priv. Geſ. vom 15. Auguſt 1852 und § 33 der Vollzugsvor⸗ 
ſchrift zu demſelben.) 

Nachdem durch die Bezirkshauptmannſchaft ſichergeſtellt wurde, 
daß die Branntweinbrennerei des geklagten Joſef G. in der Zeit vom 
20. Auguſt 1875 bis zum 5. September 1875 nicht im Betriebe war, 
fo wurde mit dem Beſcheide vom 6. September 1875, 3. 8512 dieſe 
Anzeige zurückgewieſen und der Kläger in Gemäßheit des § 39 des 
Priv.⸗Geſ. und des § 33 der Vollzugsvorſchrift aufgefordert, den 
Beweis zu liefern, daß der behauptete Privilegiums⸗Eingriff ein wieder⸗ 
holter und die gerichtliche Unterſagung und Einſtellung des erſten Ein⸗ 
griffes vorangegangen iſt, denn der vom Kläger behauptete Privilegiums⸗ 
eingriff konnte nur zu einer Zeit geſchehen fein, zu welcher die Be— 
ſchreibung des Privilegiums geheimgehalten worden war, daher es 
ſich nicht um einen nach der Verlautbarung der Offenhaltung der Be⸗ 
ſchreibung de; Privilegiums verübten Eingriff handelt. 

In dem gegen dieſen Beſcheid von Heinrich H. eingebrachten 
Recurſe, behauptet derſelbe unter Berufung auf den § 38 des Priv.⸗ 
Geſ., daß der Eingriff des Joſef G. in ſein (des Klägers) Privile⸗ 
gium ein gegenwärtiger iſt, weil Joſef G. den privilegirten Apparat 
nachahmt, ihn in ſeinen privilegirten Rechten noch immer verletzt, daß 
daher, da ſein Privilegium am 20. Auguſt 1875 ein offenes wurde, 
es ſich im vorliegenden Falle um den Eingriff in ein offenes Prini⸗ 
legium handle. Die Nachweiſung, daß Joſef G. den Apparat in dee 
Zeit vom 20. Auguſt bis 5. September 1875 benützt habe, lieferte 
Recurrent nicht. 

Mit dem Erlaſſe vom 28. September 1875, Z. 7906 hat die 
Landesregierung den bezirkshauptmannſchaftlichen Beſcheid aufgehoben 
und die Einleitung des Verfahrens nach Vorſchrift des § 43 des Priv. ⸗ 
Gef. und der SS 33 u. ſ. f. der Vollzugsvorſchrift gegen Joſef G. 
angeordnet, „denn durch die Beſcheinigung des k. k. Handelsminiſteriums 
vom 20. Auguſt 1875, Z. 26.383 iſt dargethan, daß mit dieſem 
Tage die Offenhaltung der Beſchreibung zu dem Privilegium des 
Heinrich H. vom 15. März 1874 verfügt wurde; es war ſonach von 
dieſem Tage an dieſes Privilegium als ein ſolches anzuſehen, bei dem 
nach $ 39 des Priv.⸗Geſ. ſchon der erſte Eingriff in dasſelbe eine 
Geſetzesübertretung bildet. Nachdem der Anzeiger behauptet, daß Joſef G. 
einen dem privilegirten gleichen Apparat aufgeſtellt und in Verwendung 
genommen hat, ſo war ohne Rückſicht auf den Zeitraum, der ſeit der 
Verlautbarung der Offenhaltung verſtrichen iſt, der Thatbeſtand zu er⸗ 
heben und hiernach die Entſcheidung zu fällen.“ 

Gegen dieſe Entſcheidung der Landesregierung ergriff Joſef G. 
die Berufung an das Handelsminiſterium. Joſef G. beſtreitet in der⸗ 
ſelben, daß der Eingriff in das Privilegium des Heinrich H. ein 
gegenwärtiger iſt, denn ſchon aus der Klage geht hervor, daß Heinrich 
H. nur die Beſorgniß ausſpricht, daß Joſef G. in der herannahenden 
Brennperiode den iu ſeiner Brennerei aufgeſtellten Apparat benützen 
werde; der bloße Beſitz eines privilegirten Gegeuſtandes begründet 
aber noch keinen Privilegiumseingriff, denn es iſt aus dem 8 38 
Priv.⸗Geſ. im Zuſammenhauge mit § 21 Priv.⸗Geſ. zu entnehmen, 
daß erſt der Gebrauch und die- Ausübung eine Schädigung des dem 
Privilegirten eingeräumten jus singulare enthalte. Die entgegengeſetzte 
Anſicht würde zu dem Schluſſe ſühren, daß z. B. das Aufſtellen eines 
privilegirten Apparates zu dem Zwecke techniſcher Demonſtrationen einen 
Privilegiumseingriff begründen würde. Joſef G. weist nach, daß ſeine 
Brennerei ſeit dem Monate Juli 1875 nicht im Betriebe ſteht, daß 
er ſomit ſeit dieſer Zeit den Apparat nicht benützt hat. Ein Privi⸗ 
legiumseingriff, begangen nach dem 20. Auguſt 1875, liegt daher nicht 
vor, hätte er ſich aber einen Privilegiumseingriff vor dem 20. Auguſt 
1875 zu Schulden kommen laſſen, dann wäre der § 33 des Priv.⸗Geſ⸗ 
maßgebend. 

Mit dem Erlaſſe vom 20. November 1875, 8. 35.156 hat das 
Handelsminiſterium eutſchieden: „Nachdem die Horation, welche durch 
den Verzicht auf die fernere Geheimhaltung der Beſchreibung zu dem 
vorgenannten Privilegium in den Rechten des Privilegirten eintrat, 
mit dem Tage der durch das Amtsblatt der Wiener Zeitung vom 3. 
September 1875 erfolgten Publication dieſes Verzichtes dritten Per⸗ 
ſonen gegenüber Wirkſamkeit erlangt hatte, ſo mußte über die bei der 
Bezirkshauptmannſchaft am 5 


5. September 1875 eingelangte Klage des 
Heinrich H. gegen Joſef G. wegen Eingriffes in das klägeriſche Privi⸗ 
legium das geſetzmäßige Verfahren eingeleitet werden und erſcheint 
eine Einſprache dagegen gänzlich unzuläſſig“ 
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Das Handelsminiſterium hat demnach den Recurs des Joſef G. anlaſſen, daß das andere noch lebende Kind getauft werde. Das katho⸗ 
als unſtatthaft zurückgewieſen. liſche Pfarramt in T. iſt übrigens verpflichtet, den Geburtsort ſowohl 
des noch lebenden als des verſtorbenen Kindes in die Matrik einzutra⸗ 
| 52 - gen, weil es Kinder katholiſcher Eltern find, wobei es dem Matriken⸗ 
Dieſe Entſcheidung läßt die Schlußfolgerung zu, daß entweder führer überlaſſen bleibt, die unterbliebene Taufhandlung des verſtorbenen 

1. ein Privilegiumseingriff, der zu einer Zeit begangen wurde, Kindes in der Matrik anmerkungsweiſe und zwar in der Form: „Daß 
zu welcher die Beſchreibung geheimgehalten worden war, gleich der die Taufe des Kindes in Folge der Weigerung der Eltern desſelben 
Verletzung eines Privilegiums, deſſen Beſchreibung in die offenſtehenden unterblieben iſt“ erſichtlich zu machen“. 

Regiſter eingetragen iſt, zu behandeln iſt, wenn die Anzeige über den Ju der Miniſterialberufung behauptete R. Ja., daß die Entſchei⸗ 
Privilegiumseingriff bei der Behörde nach der Publication der Horation dung der Landesregierung mit dem Artikel 14 des Geſetzes vom 
eingelangt iſt, oder daß N ler 21. December 1867 im Widerſpruche ftehe, indem es als ein Zwang 

2. ſchon die bloße Aufſtellung des privilcgirten Gegenſtandes angeſehen werden müſſe, daß den Eltern verwehrt werden foll, das 
ohne deſſen Benützung einen Privilegiumseingriff bildet. Rap. Glaubensbekenntniß ihrer Kinder — in fo ferne es den beſtehenden Ge— 

ſetzen nicht widerſtreitet — ſelbſt zu beſtimmen. Aus der Intention des, 

I f N auf dem obigen Artikel ſußenden Geſetzes v. 25. Mai 1868 ſei ein ſolcher 

Die Eintragung des en an Kindern eatholifcher Eltern Zwang nicht als ſelbſtverſtändlich vorauszuſetzen und laſſe der Art. 1 
in die pfarramtliche Geburtsmatrikel iſt von der Taufe abhängig. Al. 3 und Art. 2 ganz gut die Interpretation zu, daß die Eltern das Re⸗ 

Den Eheleuten katholiſchen Glaubensbekenntniſſes R. und A. Fa. ligionsbekenntniß ihrer Kinder zu beſtimmen befugt find, indem die allge- 
in T. wurde am 18. November 1872 die Tochter Irma und am 16. meine Beſtimmung des Art. 1, Alinea 1 eben nur dann eintritt, wenn 
März 1874 die Tochter Ida geboren. An keinem dieſer Kinder wurde die Eltern keine diesbezügliche Verfügung getroffen haben. Ueberdies 
der Taufact vollzogen. R. Fa. ſtellte vielmehr bei der Bezirkshaupt⸗ beruft ſich Recurrent auf das Geſetz vom 9. April 1870 (R. G. B. 
mannſchaft in T. das Auſuchen, um Eintragung feiner vorgenannten Nr. 51), welches auch Staatsbürger kennt, deren Kinder geſetzlich an— 
Töchter in die Civil⸗Standesregiſter. erkannten Religionsgenoſſenſchaften nicht angehören; wenn es daher 

Hierüber wurde derſelbe unterm 4. März 1875, 8. 974 nach- confeſſionsloſe Staatsbürger geben dürfe, jo könne und dürfe von 
ſtehends beſchieden: einem Taufzwange keine Rede ſein. Recurrent ſtellt daher die Bitte, die 

„Nach Art. 1 des Geſetzes vom 25. Mai 1868 (R. G. B. Nr. Entſcheidung der Landesregierung, in ſo ferne er mit derſelben zur 
49) folgen eheliche Kinder, ſoferne beide Eltern demſelben Bekenntniſſe Taufe und Erziehung ſeiner Tochter in der katholiſchen Religion ver⸗ 
angehören, der Religion ihrer Eltern, wenn die letzteren ihre Kinder halten wurde, aufzuheben. 
vor zurückgelegtem ſiebenten Lebensjahre nicht etwa einverſtändlich einem Im Einvernehmen mit dem Miniſterium für Cultus und Unter⸗ 
beſtimmten Religionsbekenntniſſe widmen. Nachdem im vorliegenden richt hat das Miniſterium des Innern mit dem Erlaſſe vom 7. Auguſt 
Falle beide Elterntheile der katholiſchen Religion angehören und für | 1875, 8. 9354 „dem Recurſe des R. Fa. gegen die Landesregierungs⸗ 
ihre Kinder ein Religionsbekenntniß nicht beſtimmt haben, fo haben fie Entſcheidung inſoweit mit derſelben ausgeſprochen wurde, daß Recurrent 
ihre Kinder Irma und die mittlerweile verſtorbene Ida in die Geburts⸗ im Grunde des Art. 1 des interconfeſſionellen Geſetzes vom 25. Mai 
matrik der katholiſcher Pfarre in T. eintragen zu laſſen“. 1868 verpflichtet ſei, ſein Kind in der katholiſchen Religion erziehen, 

Geegen dieſe dem katholiſchen Pfarramte in T. in Abſchrift mit⸗ ſonach die Taufhandlung an demſelben vollziehen zu laſſen, im Hin⸗ 
getheilte Entſcheidung hat dasſelbe den Recurs an die Landesregierung blick auf die Beſtimmung des bezogenen, dann des Art. 3 des obigen 
eingebracht. Das gedachte Pfarramt erklärt darin, daß es die Eintra⸗ Geſetzes — keine Folge gegeben )“. BD 
gung der vorgenannten Kinder in die Geburtsmatrik nicht vornehmen 
könne, bevor dieſelben getauft werden, denn nach Art. 1 des Geſetzes 
vom 25. Mai 1868, R. G. Bl. Nr. 49 müßten, ſo lange beide Eltern⸗ 
theile katholiſch ſind, die Kinder in der katholiſchen Religion erzogen 
werden, ſie müßten ſonach durch den Empfang der Taufe Glieder der Perſonalien. 
katholiſchen Kirche werden, weil es eine andere Thüre nicht gebe, durch Seine Majeſtät haben dem Controlor der Reichs⸗Centralcaſſe, kaiſerl 
welche man in die katholiſche Gemeinſchaft eingehen könnte. Das Pfarr⸗ Rathe Dominik Kaltenegger bei deſſen Penſionirung das Ritterkreuz des 


Bemerkung des Einſenders: 


) Man vergleiche die in Nr. 38, auf Seite 150 des Jahrg. 1869 dieſer Zeit⸗ 
ſchrift mitgetheilte Miniſterial⸗Entſcheidung betreffend die Eintragung des 
Geburtsactes eines Ifraeliten in die iſraelitiſche Geburtsmatrikel. 


amt führte ferner an, daß der Art. 14 des Staatsgrundgeſetzes vom Frauz-⸗Joſef⸗Ordens verliehen. 
21. December 1867 (R. G. Bl. Nr. 142) in dem vorliegenden Falle 
keine Anwendung finde; die Kinder könnten nämlich zum Empfange 
der Taufe verhalten werden, weil ſie der nach dem Geſetze hiezu berechtigten 
Gewalt eines Anderen, der Eltern, unterſtehen; dieſe aber müßten ſie 
katholiſch erziehen, ſomit auch katholiſch werden laſſen. 
Mit dem Erlaſſe vom 14. April 1875, Z. 2513 hat die Lan⸗ 
desregierung entſchieden, wie folgt: 
„Das interconfeſſionelle Geſetz vom 25. Mai 1868, R. G. B. 

Nr. 49, ſchreibt im Art. 1 vor, in welchem Religionsbekenntniſſe 
Kinder zu erziehen ſind und wird in dieſem Artikel nur jenen Eheleuten, 
welche nicht einem und demſelben Religionsbekenntniſſe angehören, das 
Recht eingeräumt, das geſetzlich vorgeſchriebene Religionsbekenntniß 
ihrer Kinder vertragsmäßig in anderer Weiſe, aber nur nach dem Be⸗ 
kenntuiſſe des einen oder anderen Elterntheiles, ſeſtzuſetzen. Die Ehe⸗ 
leute R. und A. Fa. gehören beiderſeits einem und demſelben, nämlich 
dem katholiſchen Religionsbekenntniſſe an; dieſelben haben alſo, inſo⸗ 
lange ein Religionswechſel des einen oder anderen Galten nicht ein⸗ 
tritt, kein Recht, das Religionsbekenntniß ihrer zwei ehelichen Kinder 
vertragsmäßig zu beſtimmen, ſondern ſie ſind verpflichtet, gemäß Arti⸗ 
kel 1 des citirten Geſetzes dieſelben in ihrer, alſo in der katholiſchen 
Religion zu erziehen, in erſter Linie daher, damit dieſe Kinder Glieder 
der katholiſchen Kirche werden, die Taufe an ihnen vollziehen zu laſſen. 8 
Da nun mittlerweile eines der beiden Kinder, ohne getauft worden zu | © Kohlmarkt 7. WIEN Kohlmarkt 7. 
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Erledigungen. 


Bezirkscommiſſärsſtelle in Böhmen mit der neunten Rangsclaſſe, bis 14. 
April. (Amtsbl. Nr. 81.) 
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